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Sozialgericht Sozialgericht München
Sachgebiet Vertragsarztangelegenheiten
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1.

Die in der Kooperationsvereinbarung in §
6 aufgezeigten Gründe für eine
außerordentliche Kündigung sind nicht
abschließend, wie sich aus dem Wortlaut
insbesondere ergibt. So können einzelne
schwere Verstöße gegen die NADO-KVB,
zur außerordentlichen Kündigung der
Kooperationsvereinbarung berechtigen (§
17 Abs. 1 S. 3 NADO-KVB). Genauso gut
kann eine Kumulation von weniger
schweren Verstößen innerhalb eines
zusammenhängenden Zeitraums einen
wichtigen Grund für eine
außerordentliche fristlose Kündigung der
Kooperationsvereinbarung darstellen.

2.

§ 626 Abs. 2 BGB ist auf die
außerordentliche fristlose Kündigung der
Kooperationsvereinbarung nicht
anzuwenden, da es sich um kein
Dauerbeschäftigungsverhältnis handelt
(vgl. SG Magdeburg, Urteil vom
29.09.2021, Az S 43 R 90/16).

3.

Der in § 18 der Satzung der KVB zum
Ausdruck gekommene Rechtsgedanke,
nämlich, dass Sachverhalte, die schon
länger zurückliegen, nicht zuletzt aus
Gründen des Vertrauensschutzes nicht

                             1 / 13

https://dejure.org/gesetze/BGB/626.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2043%20R%2090/16


 

mehr berücksichtigt werden können, ist
auf die außerordentliche fristlose
Kündigung der Kooperationsvereinbarung
zu übertragen.

4.

Ist in einem Kooperationsvertrag eine
ordentliche Kündigung ohne Angabe von
Gründen vertraglich für beide
Vertragspartner vorgesehen, ist diese
wirksam und steht einer zeitlichen
Befristung des Kooperationsvertrages
nicht entgegen.

Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 38 KA 201/20
Datum 30.03.2022

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Â 

I. Es wird festgestellt, dass die Kooperationsvereinbarung Ã¼ber die Teilnahme am
Notdienst aufgrund der fristlosen KÃ¼ndigung vom 09.09.2020 nicht aufgelÃ¶st
wurde.
Im Ã�brigen wird die Klage abgewiesen.

II. Der KlÃ¤ger und die Beklagte tragen die Kosten des Verfahrens jeweils zur
HÃ¤lfte.

Â 

T a t b e s t a n d :

Gegenstand der zum Sozialgericht MÃ¼nchen eingelegten Klage ist die von der
Beklagten mit Schreiben vom 09.09.2020 ausgesprochene KÃ¼ndigung.
GekÃ¼ndigt wurde die Kooperationsvereinbarung Ã¼ber die Teilnahme am
Notarztdienst vom 19.06.2018 aus wichtigem Grund auÃ�erordentlich und fristlos,
hilfsweise ordentlich zum nÃ¤chstmÃ¶glichen Zeitpunkt. Die Beklagte zÃ¤hlte
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mehrere als abgeschlossen bezeichnete BeschwerdefÃ¤lle (10) aus dem Jahr 2018
auf. Vorgeworfen wurde dem KlÃ¤ger ein verspÃ¤teter Antritt zum Dienst, ein nicht
angetretener Dienst, eine vorzeitige Beendigung des Dienstes und Probleme in der
Zusammenarbeit mit dem Rettungsdienstpersonal. Die Beklagte betonte, auf die
Beschwerden und mÃ¶gliche Konsequenzen sei der KlÃ¤ger hingewiesen worden.
Des Weiteren berief sich die Beklagte auf als aktuell bezeichnete Beschwerden. Es
handelt sich um insgesamt vier Beschwerden aus dem Jahr 2019. Im Einzelnen
wurde dem KlÃ¤ger sein Verhalten bei einem Notarzteinsatz am 23.06.2019
vorgeworfen. Der KlÃ¤ger habe Schwierigkeiten gehabt, einen Zugang zu legen. Er
habe sich gegenÃ¼ber dem Rettungsdienstpersonal, aber auch gegenÃ¼ber den
Patienten und AngehÃ¶rigen aggressiv und ungehalten verhalten. Ferner wurde
dem KlÃ¤ger ein verspÃ¤teter Dienstantritt am 01.07.2019 vorgeworfen. Der
KlÃ¤ger habe seinen Dienst erst 1,5 Stunden spÃ¤ter nach telefonischer Erinnerung
angetreten. AuÃ�erdem bezog sich die Beklagte auf einen Vorfall am 11.10.2019.
An diesem Tag fand eine Notfallverlegung eines Patienten vom Krankenhaus T. ans
Klinikum W3. statt. Bei dem Patienten habe ein Verdacht auf Apoplex bestanden.
Der KlÃ¤ger habe beabsichtigt, dem Patienten Flumazenil zu verabreichen, was
jedoch von der Rettungswagenbesatzung verhindert worden sei. Die Verabreichung
von Solo Decortin, Furosemid und Bronchospasmin sei ohne weitere Untersuchung
erfolgt. Ferner sei der KlÃ¤ger am 04.11.2019 zu einer Notfallverlegung eines
Patienten vom Krankenhaus T. zur HNO-UniversitÃ¤tsklinik R. angefordert worden.
Er habe aber eine Patientenverlegung verweigert, sodass ein anderer Notarzt
alarmiert werden musste, was zu VerzÃ¶gerungen gefÃ¼hrt habe.

In rechtlicher Hinsicht wurde ausgefÃ¼hrt, Â§ 17 Abs. 1 S. 3 der
Notarztdienstordnung (NADO-KVB) sehe die MÃ¶glichkeit einer auÃ�erordentlichen
KÃ¼ndigung vor, wenn ein wichtiger Grund vorliege. Der KlÃ¤ger habe gegen Â§ 10
Abs. 1 und 7 NADO-KVB (Beschwerde Nr 1), gegen Â§Â§ 9 Abs. 1, 10 Abs. 1 und 2
NADO-KVB (Beschwerde Nr 2) verstoÃ�en. Hinsichtlich des Geschehens am
11.10.2019 fÃ¼hrte die Beklagte aus, eine sachgerechte Gabe von Medikamenten
zÃ¤hle zu den potentiell erforderlichen Ã¤rztlichen MaÃ�nahmen im Rahmen der
Behandlung von Notfallpatienten. Durch die Weigerung, den Patienten vom
Krankenhaus T. nach R. zu verlegen (Vorfall am 04.11.2019) habe der KlÃ¤ger
gegen Â§ 10 Abs. 1 NADO-KVB verstoÃ�en. Das Procedere habe zu einer zeitlichen
VerzÃ¶gerung gefÃ¼hrt. Die Verlegung sei auch aus fachlich-medizinischer Sicht
indiziert gewesen.

Dagegen lieÃ� der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht MÃ¼nchen einlegen. Er wies
darauf hin, der KlÃ¤ger habe mehrfach die Kooperationsvereinbarung mit
unterschiedlichen Daten erhalten. AuÃ�erdem wurde darauf hingewiesen, die
VorwÃ¼rfe reichten teils sehr lange Zeit zurÃ¼ck. Dies betreffe auch die
VorwÃ¼rfe aus dem Jahr 2019. Der KlÃ¤ger habe zu den Beschwerden mehrfach
Stellung genommen, so am 15.09.2020 und am 25.11.2019. Der
ProzessbevollmÃ¤chtigte (Schriftsatz vom 09.02.2021) betonte, in den Jahren 2018
und 2019 sei es zu keinerlei DienstverspÃ¤tungen des KlÃ¤gers gekommen.
AuÃ�erdem mÃ¼sse darauf hingewiesen werden, dass der KlÃ¤ger sei erst kurz vor
Dienstbeginn eingeteilt worden (17.10.2018) und der Notarztpiepser wiederholt
(11./12.02.2018) defekt gewesen sei. Soweit dem KlÃ¤ger vorgeworfen wurde, er
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habe an einem Tag Alkohol zu sich genommen, sei dies zu bestreiten. Der KlÃ¤ger
trinke weder privat, noch dienstlich Alkohol. Auch die AuskÃ¼nfte von I. und M., die
von der Beklagten zitiert wÃ¼rden, seien nicht richtig. Denn den AusfÃ¼hrungen
von M. fehlten alle relevanten Behandlungsdaten. Die Gutachter gingen somit von
falschen Voraussetzungen aus.

Die angeblichen Dienstverletzungen (gemeint sind offensichtlich die aus dem Jahr
2018) seien im Ã�brigen allesamt mit W4. von der KVB besprochen worden und als
abgeschlossen anzusehen. Hinsichtlich des Vorfalls am 01.07.2019 â�� vorgeworfen
wurde dem KlÃ¤ger ein verspÃ¤teter Dienstantritt â�� fÃ¼hrte der
ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers aus, dieser habe an seiner Mutter
unaufschiebbare WiederbelebungsmaÃ�nahmen vornehmen mÃ¼ssen, weshalb
sich sein Dienstantritt verzÃ¶gert habe. Er habe aber mit der Rettungsleitstelle
diesbezÃ¼glich Kontakt aufgenommen.

Was den Notfalleinsatz am 11.10.2019 betreffe, sei darauf hinzuweisen, dass der
Patient multimorbide gewesen sei. Der Patient sei neurologisch genauer wÃ¤hrend
der Fahrt untersucht worden. Er habe Sauerstoff erhalten, neurologisch und
kardiopulmonal indiziert und sei prÃ¤zise auskultiert worden. Soweit die
Verabreichung von Flumazenil 0,3 mg beabsichtigt gewesen sei, sei dies nicht zu
beanstanden. Denn das Medikament werde antagonisierend zur
DiazepamprÃ¤medikation eingesetzt. Die Anwendung von Flumazenil werde von
ihm also nicht kumulierend, sondern antagonisierend vorgenommen. Es habe nicht
die Absicht bestanden, ein weiteres Diazepam zu geben. Bei langsamer und
vorsichtiger Dosierung sei dies unbedenklich. Der KlÃ¤ger habe bei dieser
Vorgehensweise in der Vergangenheit selten Nebenwirkungen wie zerebrale
KrampfanfÃ¤lle beobachtet. Es habe mediastinale VerÃ¤nderungen gegeben,
â��laut Thoraxbefund, feuchte RGs und US-Ã�deme und perkutorischem
Pleuraergussâ��. Die Verabreichung von Bronchospasmin sei vorsichtig erfolgt, bei
schwerem Bronchospasmus (rein pulmonal) die andere HÃ¤lfte
dosiserfolgslimitierend per Infusion.

Zum Vorfall am 04.11.2019 fÃ¼hrte der ProzessbevollmÃ¤chtigte aus, es habe laut
den Unterlagen keinerlei notfallmÃ¤Ã�ige Tonsillenblutung vorgelegen. Die
Ã�nderung der Zielklinik sei mit dem Oberarzt im Krankenhaus T. abgesprochen
worden. Man sei Ã¼bereingekommen, den Patienten zunÃ¤chst ins Klinikum W. zu
verlegen. Nach 10 Minuten Fahrzeit mit dem Rettungswagen sei die Fahrt
unterbrochen worden. G1. habe das Fahrzeug â��gestÃ¼rmtâ�� und den KlÃ¤ger
aufgefordert, das Fahrzeug zu verlassen. Der KlÃ¤ger habe sich zu keinem
Zeitpunkt geweigert, den Patienten nicht nach R. zu begleiten.

Insgesamt gebe es keinen Grund, eine auÃ�erordentliche fristlose KÃ¼ndigung der
Kooperationsvereinbarung auszusprechen. Aber auch eine ordentliche KÃ¼ndigung
sei nicht gerechtfertigt. Denn die Kooperationsvereinbarung sei befristet. Eine
ordentliche KÃ¼ndigung stehe im Widerspruch zu der Befristung der
Kooperationsvereinbarung.

In ihrer Replik auf das Vorbringen der KlÃ¤gerseite bestritt die Beklagte zunÃ¤chst,
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dass der KlÃ¤ger mehrfach die Kooperationsvereinbarung erhalten haben sollte.
Bestritten werde auch, dass der KlÃ¤ger im Jahr 2018 immer pÃ¼nktlich zum Dienst
erschienen sei. Im Anschluss daran (Schreiben vom 30.04.2021) wies die Beklagte
darauf hin, die sogenannten AltfÃ¤lle aus dem Jahr 2018 dienten lediglich im
Rahmen einer Gesamtschau zur Verdeutlichung, dass der KlÃ¤ger bereits in der
Vergangenheit negativ in Erscheinung getreten war. So habe der KlÃ¤ger den ihm
vorgeworfenen Alkoholkonsum am 15.03.2018 mit seinem Schreiben vom
20.04.2018 selbst bestÃ¤tigt. Weiterhin habe der KlÃ¤ger seine VerspÃ¤tung am
04.10.2018 selbst eingerÃ¤umt. Er habe sich damals am falschen Standort
befunden. Zum Geschehen am 06.11.2018 habe der KlÃ¤ger auf eine Erkrankung
seines Vaters hingewiesen. Diese sei aber nach dem Kenntnisstand der Beklagten
am 04.10.2018 aufgetreten. Die Beklagte bestritt, dass â�� was die FÃ¤lle im Jahr
2018 betrifft â�� jemals ein GesprÃ¤ch mit W4. von der KVB â�� wie von der
KlÃ¤gerseite behauptet â�� gefÃ¼hrt wurde. Das Vorbringen des KlÃ¤gers zum
Vorfall am 01.07.2019 werde mit Nichtwissen bestritten. Der KlÃ¤ger habe mit E-
Mail vom 14.08. 2019 mitgeteilt, er sei um 16:30 Uhr angerufen und daran erinnert
worden, dass er Dienst habe. Erst mit der Stellungnahme des KlÃ¤gers vom
26.11.2019 habe der KlÃ¤ger darauf hingewiesen, seine Mutter sei von einer
Synkope betroffen und es seien unaufschiebbare WiederbelebungsmaÃ�nahmen
erforderlich gewesen. Die ausgesprochene KÃ¼ndigung stÃ¼tze sich insbesondere
auf die VorfÃ¤lle vom 11.10.2019 und 04.11.2019. Sowohl der vormals tÃ¤tige
regional zustÃ¤ndige Notarztsprecher I., als auch der Notarztsprecher M. seien zu
dem Ergebnis gekommen, die Gabe von Flumazenil sei als patientengefÃ¤hrdend
anzusehen. Auch die Gabe von Bronchospasmin sei als grob fehlerhaft zu
betrachten. Was den Vorfall am 04.11.2019 betreffe, so habe der SachverstÃ¤ndige
M. darauf hingewiesen, dass es bei einer kÃ¼rzlich vorgenommenen Mandel-
Entfernung plÃ¶tzlich zu Nachblutungen kommen kÃ¶nne. Deshalb sei es
erforderlich gewesen, schnellstmÃ¶glichst einen Transport in eine geeignete
Zielklinik, hier die HNO-UniversitÃ¤tsklinik in R. vorzunehmen. Es handle sich um
einen VerstoÃ� gegen klare notÃ¤rztliche Leitlinien, sodass auch hier von einer
PatientengefÃ¤hrdung gesprochen werden kÃ¶nne. Hinsichtlich der Begutachtung
von M. betonte die Beklagte, diesem seien umfangreiche Unterlagen, auch
Notarztprotokolle zur VerfÃ¼gung gestellt worden. AuÃ�erdem sei im Nachgang am
27.06.2021 eine erneute sachverstÃ¤ndige Auskunft von M. eingeholt worden.

Entgegen der Auffassung des ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers sei auch bei
einer Befristung der Kooperationsvereinbarung eine ordentliche KÃ¼ndigung
mÃ¶glich. Die Befristung sei als auflÃ¶sende Bedingung zu verstehen. Soweit der
ProzessbevollmÃ¤chtigte beanstandet habe, dass es sich um lÃ¤nger
zurÃ¼ckliegende Beschwerden handle, die der KÃ¼ndigung zugrunde gelegt
wÃ¼rden, sei der Rechtsgedanke des Â§ 626 Abs. 2 BGB nicht anwendbar. Die
Beklagte sei auÃ�erdem gehalten, ermessensfehlerfrei und verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig zu
entscheiden. Die Entscheidung kÃ¶nne daher nicht leichtfertig und vorschnell
vorgenommen werden, was auch im Interesse des KlÃ¤gers liege und was auch im
Hinblick auf Art. 12 Grundgesetz erforderlich sei.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 30.03.2022 betonte der
ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers, bei dem Verlegungsfall am 04.11.2019 habe
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es sich um eine konventionelle Arztbegleitung zur Beobachtung gehandelt. Es sei
ausreichend gewesen, den Patienten ins Klinikum W3. zu verlegen. Zum
Hintergrund seines Handelns am 11.10.2019 wurde vom KlÃ¤ger vorgetragen, der
Patient habe sich auf der Radiologie befunden, wo er KrampfanfÃ¤lle mit
HalbseitenlÃ¤hmung aufgewiesen habe. Der Patient sei dann zum Zeitpunkt des
Erscheinens des Notarztes wach gewesen. Es sei ihm besser gegangen. Die
Verabreichung von Flumazenil hÃ¤tte dazu dienen sollen, die Narkose zu
unterbrechen. Zum Vorfall am 04.11.2019 Ã¤uÃ�erte sich der KlÃ¤ger dahingehend,
nach den ihm in der Klinik Ã¼bergebenen Unterlagen sei von einer Tonsillenblutung
nicht die Rede gewesen.

Hierzu wurde seitens des Beklagten vorgetragen, es gebe eine Diskrepanz zwischen
dem Einsatzprotokoll und der Darstellung des KlÃ¤gers. Der Patient habe keinerlei
neurologische Defizite aufgezeigt. Soweit Bronchospasmin verabreicht worden sei,
sei diese Medikation bei der vorliegenden Herzinsuffizienz des Patienten als
kontraindiziert anzusehen.

Zum Vorfall am 04.11.2019 machte die Beklagte darauf aufmerksam, der KlÃ¤ger
habe keine Befugnis gehabt, die Zielklinik zu Ã¤ndern. Eine Verlegung des Patienten
ins Klinikum W3. mache auÃ�erdem keinen Sinn. Denn bei der Gefahr des
Auftretens einer Tonsillenblutung sei eine Verlegung in ein Haus der
Maximalversorgung erforderlich, was das Klinikum W3. nicht sei. Fraglich sei
auÃ�erdem, ob Ã¼berhaupt eine Absprache mit dem Oberarzt im Krankenhaus T.
stattgefunden habe, wie vom KlÃ¤ger behauptet. Zum Vorfall am 11.10.2019 wies
die Beklagte darauf hin, M. habe in der sachverstÃ¤ndigen Auskunft vom
27.06.2021 die Diskrepanzen zwischen dem Einsatzprotokoll und den
Stellungnahmen des Notarztes hervorgehoben. Der Patient werde im Zeitverlauf
immer zunehmend krÃ¤nker dargestellt. Die nachgeschobenen Verschlechterungen
in den Stellungnahmen vom 26.11. 2019 und 02.06.2021 in Verbindung mit den
nicht bzw. unzureichend getroffenen MaÃ�nahmen seien als nicht stimmig zu
betrachten. Ob es sich eher um eine nachtrÃ¤gliche Rechtfertigung fÃ¼r nicht
indizierte Medikamente handelt, mÃ¼sse das Gericht entscheiden.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 30.03.2022 stellte der
ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers den Antrag aus dem Schriftsatz vom
20.09.2020. Danach werden folgende AntrÃ¤ge gestellt:
1. Es wird festgestellt, dass die Kooperationsvereinbarung vom 19.06.2018 in
Verbindung mit der Kooperationsvereinbarung vom 12.01./2020 20.01.2018 Ã¼ber
die. Teilnahme am Notarztdienst aufgrund der fristlosen KÃ¼ndigung vom
09.09.2020 nicht aufgelÃ¶st worden ist, sondern bis zum 31.12.2022 fortbesteht.

2. Es wird festgestellt, dass die Kooperationsvereinbarung Ã¼ber die Teilnahme am
Notarztdienst vom 19.06.2018 auch nicht durch ordentliche KÃ¼ndigung endet,
sondern bis zum 31.12.2022 fortbesteht.

Die Beklagte beantragte, die Klage abzuweisen.

Beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren die
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Beklagtenakten. Im Ã�brigen wird auf den sonstigen Akteninhalt, insbesondere auf
die SchriftsÃ¤tze der Beteiligten, sowie auf die Sitzungsniederschrift vom
30.03.2022 verwiesen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die Klage beinhaltet zwei FeststellungsantrÃ¤ge, zum einen die Feststellung der
Unwirksamkeit der auÃ�erordentlichen fristlosen KÃ¼ndigung des
Kooperationsvertrages und hilfsweise die Feststellung der UnzulÃ¤ssigkeit der
ordentlichen KÃ¼ndigung des Kooperationsvertrages.

Soweit sich die Klage auf die Feststellung der UnzulÃ¤ssigkeit der
auÃ�erordentlichen fristlosen KÃ¼ndigung der Kooperationsvereinbarung bezieht,
ist diese Klage zulÃ¤ssig und auch begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger ist nicht Vertragsarzt.
Die Teilnahme am Notarztdienst erfolgt deshalb nach Â§ 6 Abs. 2 NADO-KVB
aufgrund einer Kooperationsvereinbarung, die zwischen ihm und der Beklagten
geschlossen wurde. Die auÃ�erordentliche fristlose KÃ¼ndigung der
Kooperationsvereinbarung setzt voraus, dass ein wichtiger Grund vorliegt.

Strittig zwischen den Beteiligten ist zunÃ¤chst, ob der KlÃ¤ger einfach oder sogar
mehrfach die Kooperationsvereinbarung erhalten hat. Dies kÃ¶nnte unter
UmstÃ¤nden von Bedeutung fÃ¼r die Beendigung der Kooperationsvereinbarung
und auch deren KÃ¼ndigung sein. Vorgelegt wurde von der KlÃ¤gerseite eine
Kooperationsvereinbarung vom 12.01.2018 und eine weitere vom 19.06.2018.
Diese sind prima facie inhaltsgleich. Im Hinblick auf Â§ 7 der
Kooperationsvereinbarung, wonach Ã�nderungen und ErgÃ¤nzungen der
Kooperationsvereinbarung der Schriftform bedÃ¼rfen, ist davon auszugehen, dass
die spÃ¤ter abgeschlossene Kooperationsvereinbarung, nÃ¤mlich die vom
19.06.2018 die vom Januar 2018 ersetzt. Die Teilnahme am Notarztdienst endet mit
dem vereinbarten Ablauf der Kooperationsvereinbarung, hier also zum 31.12.2022
oder im Wege einer KÃ¼ndigung nach Â§ 17 Abs. 1 S. 3 der
Kooperationsvereinbarung, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Â§ 17 Abs. 1 S. 4
NADO-KVB verweist in diesem Zusammenhang auf die Kooperationsvereinbarung.
Die in der Kooperationsvereinbarung in Â§ 6 aufgezeigten GrÃ¼nde fÃ¼r eine
auÃ�erordentliche KÃ¼ndigung sind nicht abschlieÃ�end, wie sich aus dem
Wortlaut â��insbesondereâ�� ergibt. So kÃ¶nnen einzelne schwere VerstÃ¶Ã�e
gegen die NADO-KVB, insbesondere ein VerstoÃ� gegen Â§ 10 NADO-KVB, aus
denen die Ungeeignetheit zu Teilnahme am Notarztdienst abzuleiten ist, zur
auÃ�erordentlichen KÃ¼ndigung der Kooperationsvereinbarung berechtigen (Â§ 17
Abs. 1 S. 3 NADO-KVB). Genauso gut kann eine Kumulation von weniger schweren
VerstÃ¶Ã�en innerhalb eines zusammenhÃ¤ngenden Zeitraums einen wichtigen
Grund fÃ¼r eine auÃ�erordentliche fristlose KÃ¼ndigung der
Kooperationsvereinbarung darstellen. Nach Â§ 6 Abs. 2 S. 1 der
Kooperationsvereinbarung kann die Kooperationsvereinbarung auch von jeder
Partei ohne Angabe von GrÃ¼nden mit einer Frist von drei Monaten ordentlich
gekÃ¼ndigt werden.

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass die Teilnahme am Notarztdienst eine
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auÃ�erordentlich verantwortungsvolle TÃ¤tigkeit darstellt, die in jeglicher Hinsicht,
fachlich wie auch persÃ¶nlich hÃ¶chste Anforderungen an den Arzt stellt. Es
versteht sich deshalb von selbst, dass der Notarzt den Dienstplan, zu dem er
eingeteilt ist, peinlich genau einhÃ¤lt und im Verhinderungsfall rechtzeitig die
Beklagte davon benachrichtigt (Â§ 3 Kooperationsvereinbarung und Â§ 9 Abs. 3
NADO-KVB). Ansonsten besteht die Gefahr, dass der Notarztstandort nicht
ausreichend besetzt ist und es zu Patienten gefÃ¤hrdeten VerzÃ¶gerungen in der
Notfallversorgung kommt. Wichtig ist ferner, dass bei den NotarzteinsÃ¤tzen eine
teammÃ¤Ã�ige vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen dem Notarzt einerseits
und dem Rettungsdienstpersonal andererseits stattfindet (Â§ 10 Abs. 7 NADO-KVB).
Vor allem aber ist die Notfallversorgung â��lege artisâ�� vorzunehmen, ohne dass
eine zusÃ¤tzliche PatientengefÃ¤hrdung entsteht (Â§ 10 Abs. 1 NADO-KVB).

Die Beklagte beruft sich in dem KÃ¼ndigungsschreiben vom 09.09.2020 zum einen
auf als abgeschlossen bezeichnete Beschwerden. Es handelt sich um Beschwerden
aus dem Jahr 2018.
Der ProzessbevollmÃ¤chtigte verweist auf die Vorschrift des Â§ 626 Abs. 2 BGB.
Danach kann eine fristlose KÃ¼ndigung aus wichtigem Grund nur innerhalb von
zwei Wochen erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der
KÃ¼ndigungsberechtigte von den fÃ¼r die KÃ¼ndigung maÃ�gebenden Tatsachen
Kenntnis erlangt. Voraussetzung fÃ¼r die Anwendung der Regelung ist das
Vorliegen eines DienstverhÃ¤ltnisses. Dieses liegt aber nicht vor. Denn aufgrund
des Kooperationsvertrages wurde lediglich ein Rahmenvertrag fÃ¼r punktuelle
EinsÃ¤tze geschlossen, sodass es sich um kein DauerbeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
handelt (vgl. SG Magdeburg, Urteil vom 29.09.2021, Az S 43 R 90/16). Auch eine
analoge Anwendung der genannten Vorschrift ist nach Auffassung des Gerichts
wegen der Besonderheiten im Vertragsarztrecht, hier insbesondere wegen der
Besonderheiten bei Teilnahme am Notarztdienst nicht in Betracht zu ziehen. DafÃ¼r
spricht auch, dass â�� wie die Beklagte ausgefÃ¼hrt hat â�� eine Entscheidung
Ã¼ber eine fristlose KÃ¼ndigung der Kooperationsvereinbarung â��nicht
leichtfertig und vorschnellâ�� vorgenommen werden kann, was im Interesse des
jeweiligen Arztes liegt und im Hinblick auf die BerufsausÃ¼bungsfreiheit nach Art.
12 GG erforderlich ist. Andererseits kÃ¶nnen auch wegen Art. 12 GG lÃ¤nger
zurÃ¼ckliegende Sachverhalte nicht mehr, zumindest nicht ausschlieÃ�lich zur
BegrÃ¼ndung einer auÃ�erordentlichen KÃ¼ndigung herangezogen werden. Die
auÃ�erordentliche KÃ¼ndigung der Kooperationsvereinbarung stellt einen
schwerwiegenden Eingriff in die grundrechtlich geschÃ¼tzte BerufsausÃ¼bung
nach Art. 12 Grundgesetz dar, die nur aus sachlichen GrÃ¼nden zulÃ¤ssig ist. Sie
ist als MaÃ�nahme die â��ultima ratioâ�� und muss verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig sein. Als
mildere MaÃ�nahmen bei VerstÃ¶Ã�en im Zusammenhang mit der TÃ¤tigkeit als
Notarzt kommen DisziplinarmaÃ�nahmen nach Â§ 18 der Satzung der KVB in
Betracht, auf den Â§ 17 Abs. 2 NADO-KVB verweist. Je nach Schwere der Verfehlung
kÃ¶nnen eine Verwarnung, ein Verweis oder eine GeldbuÃ�e bis zu 50.000 â�¬
ausgesprochen, aber auch das Ruhen der Zulassung bzw. der vertragsÃ¤rztlichen
Beteiligung bis zu zwei Jahren eingeordnet werden. Davon hat die Beklagte nicht
Gebrauch gemacht, weil sie die Verfehlungen als so schwerwiegend ansieht, dass
ihres Erachtens das VerhÃ¤ngen einer disziplinarischen MaÃ�nahme nicht mehr als
ausreichend anzusehen war. MaÃ�nahmen nach Â§ 18 Abs. 1 der Satzung der KVB
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kÃ¶nnen nicht mehr beantragt werden, wenn seit dem Bekanntwerden der
Verfehlung bei der KVB zwei Jahre oder seit der Verfehlung fÃ¼nf Jahre vergangen
sind. Diese Ausschlussfrist gilt nach dem Wortlaut lediglich im Zusammenhang mit
der VerhÃ¤ngung von DisziplinarmaÃ�nahmen. Der darin zum Ausdruck
gekommene Rechtsgedanke, nÃ¤mlich, dass Sachverhalte, die schon lÃ¤nger
zurÃ¼ckliegen, nicht zuletzt aus GrÃ¼nden des Vertrauensschutzes nicht mehr
berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnen, ist nach Auffassung des Gerichts auf die
auÃ�erordentliche fristlose KÃ¼ndigung der Kooperationsvereinbarung insoweit zu
Ã¼bertragen, als auch hier Sachverhalte, die lÃ¤nger zurÃ¼ckliegen, nicht mehr
einer auÃ�erordentlichen fristlosen KÃ¼ndigung der Kooperationsvereinbarung
zugrunde zu legen sind. Ob allerdings die Zweijahresfrist zu Ã¼bernehmen ist,
erscheint vor dem Hintergrund, dass die auÃ�erordentliche fristlose KÃ¼ndigung
der Kooperationsvereinbarung auch an der Berufsfreiheit des Art. 12 GG und dem
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsgrundsatz zu messen ist, fraglich. Dies spricht dafÃ¼r, von
einer kÃ¼rzeren Frist als zwei Jahre auszugehen.

Darauf kommt es jedoch nicht an. Denn die Beklagte spricht selbst von
â��abgeschlossenenâ�� Beschwerden â�� es handelt sich um alle Beschwerden aus
dem Jahr 2018 -, was dahingehend zu interpretieren ist, dass diese nach Auffassung
der Beklagten als verbraucht anzusehen sind. Die Beklagte hat auch im Rahmen
des Klageverfahrens betont, sie stÃ¼tze die auÃ�erordentliche fristlose
KÃ¼ndigung der Kooperationsvereinbarung im Wesentlichen auf VorfÃ¤lle vom
11.10.2019 und 04.11.2019. Hinsichtlich der â��abgeschlossenenâ�� Beschwerden
habe man nur aufzeigen wollen, dass es bereits in der Vergangenheit Beschwerden
gegeben habe. Insoweit erÃ¼brigt sich eine Auseinandersetzung und Bewertung
der VorfÃ¤lle durch das Gericht jedenfalls aus dem Jahr 2018, aber auch damit, ob
die angeblichen Verfehlungen aus dem Jahr 2018 mit W4. von der KVB besprochen
abschlieÃ�end wurden.

Letztendlich sind die VorfÃ¤lle im Jahr 2019 zu werten, vor allem die vom
11.10.2019 und 04.11.2019.

Was den Vorfall am 23.06.2019 betrifft (angeblich aggressives Verhalten des
KlÃ¤gers gegenÃ¼ber dem Rettungsdienst Personal, gegenÃ¼ber dem Patienten
und seinen AngehÃ¶rigen) wÃ¼rde der KlÃ¤ger, unterstellt, es hat sich so
zugetragen, gegen Â§ 10 Abs. 7 NADO-KVB verstoÃ�en. Andererseits handelt es
sich bei einem Notfalleinsatz um eine Extremsituation, in der es mitunter auch fÃ¼r
den beteiligten Notarzt schwer ist, stets die richtigen Worte zu finden. Das Gericht
ist deshalb der Auffassung, dass ein einzelner solcher Vorfall nicht ausreicht, an der
Eignung des Notarztes zu zweifeln und darauf gestÃ¼tzt eine auÃ�erordentliche
fristlose KÃ¼ndigung auszusprechen. Sollten sich derartige VorfÃ¤lle innerhalb
eines kurzen Zeitraums aber hÃ¤ufen, kann dies die Eignung des Arztes zur
Teilnahme am Notarztdienst ernsthaft in Frage stellen.

Zum Vorfall am 01.07.2019 (Vorwurf: verspÃ¤tetes Erscheinen des KlÃ¤gers zum
Dienst) gibt es unterschiedliche Darstellungen der Beteiligten. So hat die Beklagte
darauf hingewiesen, der KlÃ¤ger habe ihr erst am 26.11.2019 mitgeteilt, dass er
seine Mutter wegen einer Synkope habe medizinisch versorgen mÃ¼ssen. Diese
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â��Versionâ�� unterscheide sich von seinem Vorbringen in seiner E-Mail vom
04.08.2019. In der Tat fÃ¤llt auf, dass diese Einlassung des KlÃ¤gers relativ spÃ¤t
erfolgte, was nicht nachvollziehbar ist. Andererseits genÃ¼gt es nicht, das
Vorbringen des KlÃ¤gers mit â��Nichtwissenâ�� zu bestreiten. Hier wÃ¤re eine
weitere SachaufklÃ¤rung durch die Beklagte erforderlich gewesen.

Somit ist zu klÃ¤ren, ob die Beschwerden vom 11.10.2019 und 04.11.2019, die
nach den AusfÃ¼hrungen der Beklagten maÃ�geblich fÃ¼r die auÃ�erordentliche
fristlose KÃ¼ndigung der Kooperationsvereinbarung sein sollen, hierfÃ¼r
ausreichen.

Aus dem Vortrag der Beteiligten ergibt sich, dass der KlÃ¤ger am 11.10.2019 von
der Rettungsleitstelle an das Krankenhaus T. gerufen wurde, um einen Patienten,
bei dem der Verdacht auf Apoplex bestand, ans Klinikum W3. zu verlegen. Wegen
eines kurzzeitigen Krampfanfalls wurde dem Patienten im Krankenhaus T. Diazepam
verabreicht. Unbestritten ist ferner, dass der KlÃ¤ger nachher beabsichtigte, dem
Patienten Flumazenil zu geben, was jedoch vom Rettungsdienstpersonal verhindert
wurde. Die Beklagte ist der Auffassung, dass die Gabe von Flumazenil als
patientengefÃ¤hrdend anzusehen sei, da dieses Medikament als Nebenwirkung
schwere KrampfanfÃ¤lle verursachen kÃ¶nne. Soweit Bronchospasmin verabreicht
worden sei, sei diese Medikation bei der vorliegenden Herzinsuffizienz des Patienten
als kontraindiziert anzusehen. Sie hat insgesamt drei Stellungnahmen, nÃ¤mlich
von I., vormals regional zustÃ¤ndiger Notarztsprecher und von dem Notarztsprecher
M. (Stellungnahmen von M. vom 28.03.2021 und 27.06.2021) eingeholt, die
Ã¼bereinstimmend zu dieser Ansicht gekommen waren. M. betonte (Stellungnahme
vom 28.03.2021), Flumazenil hebe die Wirkung von Diazepam auf. Des Weiteren
bestehe die Gefahr, dass der Patient einen weiteren Krampfanfall erleide. Notfalls
hÃ¤tte einer etwaigen unzureichenden Atmung anderweitig begegnet werden
mÃ¼ssen, zum Beispiel durch Einlage einer Atemwegshilfe oder einer assistierten
Beatmung. Die Gabe von Bronchospasmin sei in diesem Fall ebenfalls nicht indiziert
gewesen. Denn die Zulassung beziehe sich auf den status asthmaticus bzw. fÃ¼r
die Behandlung eines schweren bronchospastischen Anfalls. Diese Auffassung
wurde von Dr. M. in seiner weiteren Stellungnahme vom 27.06.2021 noch
bekrÃ¤ftigt. Er wies auÃ�erdem darauf hin, die nachgeschobenen
â��Verschlechterungenâ�� in den Stellungnahmen des KlÃ¤gers seien mit den
getroffenen MaÃ�nahmen nicht stimmig.

Der KlÃ¤ger seinerseits machte geltend, die beabsichtigte Verabreichung von
Flumazenil 0,3 mg sei nicht zu beanstanden. Denn das Medikament werde
antagonisierend zur DiazepamprÃ¤medikation eingesetzt. Die Anwendung von
Flumazenil werde von ihm also nicht kumulierend, sondern antagonisierend
vorgenommen. Es habe nicht die Absicht bestanden, ein weiteres Diazepam zu
geben. Bei langsamer und vorsichtiger Dosierung sei dies unbedenklich. Er habe bei
dieser Vorgehensweise in der Vergangenheit selten Nebenwirkungen wie zerebrale
KrampfanfÃ¤lle beobachtet. Es habe mediastinale VerÃ¤nderungen gegeben,
â��laut Thoraxbefund, feuchte RGs und US-Ã�deme und perkutorischem
Pleuraergussâ��. Die Verabreichung von Bronchospasmin sei vorsichtig erfolgt, bei
schwerem Bronchospasmus (rein pulmonal) die andere HÃ¤lfte
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dosiserfolgslimitierend per Infusion.

Den AusfÃ¼hrungen der Gutachter sei allein deshalb nicht zu folgen, da diesen die
fÃ¼r die Beurteilung notwendigen Unterlagen nicht zur VerfÃ¼gung gestanden
hÃ¤tten.

FÃ¼r Letzteres gibt es nach Auffassung des Gerichts jedoch keine Anhaltspunkte.
Vielmehr ist der Stellungnahme von M. zu entnehmen, dass diesem nicht nur die
Stellungnahmen des KlÃ¤gers, sondern auch die Notarztprotokolle zur VerfÃ¼gung
standen. Insofern war dieser in der Lage, auf der Basis dieser Unterlagen umfassend
eine Beurteilung vorzunehmen.

Dem fachkundig mit zwei Ã�rzten besetzten Gericht entsteht wie M. der Eindruck,
dass der KlÃ¤ger den Krankheitszustand des Patienten in der Abfolge seiner
Stellungnahmen immer schwerwiegender darstellt. Insbesondere scheinen die
getroffenen MaÃ�nahmen, legt man das Notarztprotokoll zugrunde, nicht damit
kompatibel zu sein. Andererseits liegt es auf der Hand, dass ein Notarztprotokoll nur
in groben ZÃ¼gen summarisch und stichwortartig den Krankheitszustand des
Patienten und die eingeleiteten MaÃ�nahmen wiedergibt. Von daher kann es
verstÃ¤ndlich sein, wenn spÃ¤ter erfolgte Stellungnahmen des Notarztes den
Krankheitszustand und die getroffenen MaÃ�nahmen deutlicher darstellen, als dies
im Notarztprotokoll geschehen ist.

Ungeachtet dessen ist nach Auffassung des mit zwei Ã�rzten fachkundig besetzten
Gerichts die beabsichtigte Verabreichung von Flumazenil und die tatsÃ¤chliche
Verabreichung von Bronchospasmin insbesondere wegen einer eventuellen
Kontraindikation zwar kritisch zu hinterfragen, letztendlich lÃ¤sst sich aber
retrospektiv aufgrund der Stellungnahmen des KlÃ¤gers weder eine
PatientengefÃ¤hrdung auszuschlieÃ�en, noch ist eine solche zu bestÃ¤tigen.
Insofern kann die auÃ�erordentliche fristlose KÃ¼ndigung des
Kooperationsvertrages ohne Verletzung von Art. 12 GG nicht auf den Vorfall vom
11.10.2019 gestÃ¼tzt werden.

Laut der Darstellung der Beklagten wird die auÃ�erordentliche fristlose KÃ¼ndigung
auÃ�erdem im Wesentlichen auf den Vorfall vom 04.11.2019 gestÃ¼tzt. Dem
KlÃ¤ger wurde vorgeworfen, er sei am 04.11.2019 zu einer Notfallverlegung eines
Patienten vom Krankenhaus T. zur HNO-UniversitÃ¤tsklinik R. angefordert worden
(04.11.2019, 4:22 Uhr). Er habe aber eine Patientenverlegung verweigert, sodass
eine andere NotÃ¤rztin alarmiert werden musste, was zu VerzÃ¶gerungen gefÃ¼hrt
habe. Es habe sich um einen englisch sprechenden Patienten gehandelt, bei dem
erst kÃ¼rzlich eine Mandelentfernung vorgenommen worden sei. Der hierzu
befragte SachverstÃ¤ndige wies darauf hin, es kÃ¶nne in diesem Fall plÃ¶tzlich zu
Nachblutungen kommen. Deshalb sei es erforderlich, schnellstmÃ¶glichst einen
Transport in eine geeignete Zielklinik, hier die HNO-UniversitÃ¤tsklinik in R.
vorzunehmen. Der KlÃ¤ger lieÃ� sich darauf ein, laut den ihm Ã¼bergebenen
Unterlagen habe keinerlei notfallmÃ¤Ã�ige Tonsillenblutung vorgelegen. Er habe
mit dem Oberarzt im Krankenhaus Tirschenreuth vereinbart, den Patienten ins
Klinikum W3. zu verlegen.
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Nach Auffassung des Gerichts widersprechen sich die Darstellungen der Beteiligten.
Zudem ergeben sich mehrere Ungereimtheiten. So ist nicht nachvollziehbar, dass
â�� sollte bei dem Patienten eine Mandeloperation im Krankenhaus T.
vorgenommen worden sein â�� eine Verlegung des Patienten nÃ¤chtens
(Anforderung des Notarztes um 4:22 Uhr von der Rettungsdienstleitstelle)
veranlasst wurde und nicht schon untertags am Vortag zur Vermeidung von
Komplikationen unmittelbar nach dem Eingriff. Andererseits bestehen auch Zweifel
hinsichtlich der Richtigkeit des Vortrages des KlÃ¤gers, wonach er die Verlegung an
das Klinikum W3. so mit dem Oberarzt im Krankenhaus T. vereinbart habe. Einen
Nachweis hierzu unter Namensnennung des Oberarztes bleibt der KlÃ¤ger schuldig.
Fraglich ist auch, ob er als Notarzt, auch wenn eine entsprechende Absprache
erfolgt sein sollte, befugt ist, das Verlegungsziel abweichend von dem von der
Rettungsleitstelle festgelegten eigenmÃ¤chtig abzuÃ¤ndern. In der Sache selbst
teilt das mit zwei Ã�rzten fachkundig besetztes Gericht allerdings die Auffassung,
dass es nach einer Mandeloperation durchaus plÃ¶tzlich zu Nachblutungen kommen
kann, die einen schnellstmÃ¶glichen Transport in eine geeignete Zielklinik
erfordern. Unter geeigneter Zielklinik ist eine solche zu verstehen, die aufgrund der
vorhandenen Fachabteilungen in der Lage ist, im Fall von plÃ¶tzlich auftretenden
Nachblutungen die notwendigen MaÃ�nahmen zu treffen. Dies ist im konkreten Fall
selbstverstÃ¤ndlich die UniversitÃ¤tsklinik in R. mit einer entsprechenden HNO-
Hauptabteilung, nicht jedoch das Klinikum W3., das nach dem Krankenhausplan des
Freistaates Bayern (Stand: 46. Fortschreibung, 01.01.2021) lediglich Ã¼ber eine
belegÃ¤rztlich gefÃ¼hrte HNO-Abteilung verfÃ¼gt. Die Sinnhaftigkeit einer
Verlegung ins Klinikum W3. statt einer Verlegung in die UniversitÃ¤tsklinik in R.
erscheint daher mehr als fraglich.

Zusammenfassend ist folgendes festzustellen: Auch wenn durchaus nicht
unerhebliche Zweifel an der Eignung des KlÃ¤gers zur Teilnahme am Notarztdienst
bestehen, reichen diese VorfÃ¤lle nach Auffassung des Gerichts aus den oben
genannten GrÃ¼nden fÃ¼r eine auÃ�erordentliche fristlose KÃ¼ndigung nicht aus.
Insofern war der Feststellungsklage (Nummer 1 des Antrags des KlÃ¤gers)
stattzugeben.

Was die Feststellungsklage (Nummer 2 des Antrags des KlÃ¤gers) betrifft, ist diese
zwar ebenfalls zulÃ¤ssig, jedoch unbegrÃ¼ndet. ZulÃ¤ssigerweise hat die Beklagte
die Kooperationsvereinbarung hilfsweise ordentlich gekÃ¼ndigt. Nach Â§ 6 Abs. 2
der Kooperationsvereinbarung kann die Kooperationsvereinbarung vor Ablauf des in
Abs. 1 genannten Termins (31.12.2022) ohne Angabe von GrÃ¼nden von jeder
Partei mit einer Frist von drei Monaten ordentlich gekÃ¼ndigt werden. Die
KÃ¼ndigung bedarf nach Â§ 6 Abs. 2 S. 4 Kooperationsvereinbarung der
Schriftform. Die Beklagte hat schriftlich gekÃ¼ndigt, weshalb die formellen
Voraussetzungen vorliegen. Soweit durch den ProzessbevollmÃ¤chtigten des
KlÃ¤gers ausgefÃ¼hrt wird, eine ordentliche KÃ¼ndigung sei nicht mÃ¶glich, da
diese im Widerspruch zur Befristung der Kooperationsvereinbarung stehe, ist dem
nicht zu folgen. Die Beteiligten haben ausdrÃ¼cklich in Â§ 6 Abs. 2
Kooperationsvereinbarung diese MÃ¶glichkeit der ordentlichen KÃ¼ndigung
vertraglich vorgesehen. Die Partner der Kooperationsvereinbarung wollten
ersichtlich eine ordentliche KÃ¼ndigung innerhalb der bis zum 31.12.2022
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geregelten Befristung vereinbaren. Das Recht der ordentlichen KÃ¼ndigung auch
ohne Angabe von GrÃ¼nden steht nicht nur der Beklagten, sondern auch dem
KlÃ¤ger zu. Insofern ist eine einseitige Benachteiligung eines der Partner der
Kooperationsvereinbarung, aber auch ein VerstoÃ� gegen gesetzliche Regelungen
nicht festzustellen. Diese vertragliche Vereinbarung ist fÃ¼r die Beteiligten, auch
den KlÃ¤ger wirksam und verbindlich (vgl. OLG Hamm, Urteil vom 11.02.2008, Az 
I-8 U 155/07, 8 U 155/07).

Aus den genannten GrÃ¼nden war die Feststellungsklage unter Nr. 2 des Antrags
abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG iVm Â§ 155 Abs. 1 SGG. Da der
KlÃ¤ger teils obsiegt hat und die beiden AntrÃ¤ge hinsichtlich des Begehrens in
etwa gleichwertig sind, erschien es angemessen, die Kosten des Verfahrens
entsprechend dem Tenor des Urteils aufzuteilen.

Â 
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